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Weisungen für den Aktenvortrag 

I.  
Durch den Vortrag soll der Prüfling zeigen, dass er befähigt ist, nach kurzer Vorbereitung in freier Rede 
den Inhalt einer Akte darzustellen sowie einen praktisch brauchbaren Vorschlag zu unterbreiten und zu 
begründen. Die Akten für den Vortrag können aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit, dem 
Tätigkeitsbereich einer Staatsanwaltschaft, der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
der praktischen Verwaltung oder dem Tätigkeitsbereich einer Rechtsanwältin oder eines 
Rechtsanwalts entnommen werden.  
 
Der Vortrag soll aus einem kurzen Bericht, dem wesentlichen Entscheidungsvorschlag, einer knapp 
gefassten Begründung dieses Vorschlags sowie einer abschließenden Mitteilung der zu treffenden 
Entscheidung oder Maßnahme bestehen. Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Aufgabentext, 
insbesondere dem Vermerk für die Bearbeitung. Es ist vom Standpunkt eines in der Praxis tätigen 
Juristen auszugehen, der die Sache anderen Juristen vorträgt. Der Zuhörer muss in die Lage versetzt 
werden, den Vortrag ohne weiteres aufzunehmen und alles Wesentliche im Gedächtnis zu behalten.  
 
II.  
Zur Vorbereitung des Vortrags dürfen nur die zur Verfügung gestellten Gesetzessammlungen und 
Kommentare als Hilfsmittel benutzt werden. Ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des von dem 
Aktenstück erfassten Geschehens sind die gesetzlichen Vorschriften in der Fassung anzuwenden, die 
in den jeweils zur Verfügung gestellten Gesetzessammlungen abgedruckt ist, soweit sich nicht aus 
dem Bearbeitervermerk etwas anderes ergibt.  
 
Im Interesse der Nichtraucher ist das Rauchen während der Vorbereitung des Vortrags nicht gestattet.  
 
III.  
Beim Vortrag kann der Prüfling Stichwortzettel benutzen und bei Mitteilungen von Anträgen, Zeit- oder 
Zahlenangaben sowie von Urkunden, auf deren Wortlaut es ankommt, die Akten heranziehen. Das 
Ablesen einer schriftlichen Ausarbeitung ist nicht gestattet. Der Vortrag soll die Dauer von 10 Minuten 
nicht überschreiten. Unter keinen Umständen darf er länger als 12 Minuten dauern. Nach dieser Zeit 
wird er in jedem Fall ohne vorherigen Hinweis auf drohenden Zeitablauf abgebrochen. Dem Prüfling 
werden keine Fragen zur Ergänzung oder Klarstellung seiner Ausführungen gestellt. Das Aktenstück 
ist dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses im Anschluss an den Vortrag auszuhändigen.  
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